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»New Deal«
– keine Rolle rückwärts

PLÄDOYER FÜR EINE RADIKALREFORMERISCHE POLITIK ■  Die Rückkehr zum Crossover-Prozess von einst
wäre wünschenswert

A lbrecht Müller und Benjamin Mikfeld
haben im Freitag Eckpunkte der poli-
tischen Auseinandersetzung in der
bundesrepublikanischen Linken aus-

gemessen. Im Kern lautet die Leitfrage dieser
Vermessung: »Was ist radikalreformerische
Politik heute?«

Mitte der Neunziger wurde diese Frage in
spannenden so genannten Crossover-Dis-
kursen zwischen linker Sozialdemokratie,
linken Grünen und dem Reformerflügel der
PDS aufgerufen. Mit der verspäteten rot-grü-
nen Machtübernahme 1998 endete dieser
überparteiliche Austausch. Im Wesentlichen
aus zwei Gründen: Regierungszeiten sind ge-
nerell kein guter Humus für Debatten mit
parteiübergreifendem Charakter. Darüber
hinaus waren die Linken in den Regierungs-
parteien machtpolitisch eingebunden, aber
auch an vielen Stellen domestiziert. Die op-
positionelle PDS wiederum entwickelte ihr
Oppositionsprofil ohne die Schwierigkeiten
vieler realopolitischer Erforderlichkeiten.

Die Politik des alle Mitnehmens soll 
wieder für alle gelten
Wer heute an den Crossover-Diskurs an-
knüpfen und die Richtung radikalreformeri-
scher Politik bestimmen will, muss vorher die
veränderten gesellschafts- und parteipoliti-
schen Koordinaten bestimmen. Auch wenn
es zum Gründungsmythos der neuen Linken
gehört und von Oskar Lafontaine bis Al-
brecht Müller gern apostrophiert wird, so be-
ruht ihre Existenz nicht auf einem Versäum-
nis sozialdemokratischer Politik. Küchen-
psychologische Annahmen von Müller, nach
denen die SPD-Spitze kollektiv dem Wahn
verfallen sei (Freitag 30/07), die von der eige-
nen Partei früher erfolgreich angewandten
Instrumente wären überholt, gehen insofern
ins Leere. Die Linke verdankt ihre Existenz
vielmehr dem – gemessen an Crossover-An-
sprüchen der postfordistischen Regulation –
Unvermögen von Rot-Grün, die politische
und soziale Gestaltung der Globalisierung in
einem »New Deal« als Projekt auszugestal-
ten, das im strukturellen Umbruch aufstei-
gende und absteigende Schichten verklam-
mert.

Rot-Grün hat zwar die dringend notwen-
dige Modernisierung der Gesellschaft vorge-
nommen, wie Mikfeld zutreffend darlegt.
Dazu gehören im Wesentlichen das Bekennt-

nis zur Einwanderungsgesellschaft, neue
Wege in der Familienpolitik und ökologische
Justierungen. Doch wurde durch Schröders
Sozialreformen die eigene soziale Basis in der
Wahrnehmung vieler Menschen abgekoppelt
– wovon die Linkspartei heute profitiert.

Diese soziale Basis beschreibt der Parteien-
forscher Franz Walter als die Majoritätsgrup-
pe nicht allein der Linkspartei, sondern der
gesamten Republik. Er geht aus von einer
»ergrauenden Gesellschaft«, in der die ge-
burtenstarken Jahrgänge des rheinischen Ka-
pitalismus dominieren. Diese wurden durch
die siebziger Jahre und das damals dominie-
rende Wohlfahrtsstaatsverständnis zutiefst
geprägt. Es ist insofern schon eine Frage, wie
diese Mentalitäten und Einstellungen in ein
radikalreformerisches, allerdings nicht be-
harrendes Politikkonzept eingebunden wer-
den können. Denn dem Politik- und Gesell-
schaftsverständnis der von Walter identifi-
zierten entscheidenden Wähler- und Bevöl-
kerungsschicht entspringt ein zutiefst sozial-
demokratischer Auftrag: Das Sorgen und
Kümmern des Staates, die Politik des alle
Mitnehmens, soll wieder für alle gelten. In
dieser Hinsicht hat selbstverständlich auch
eine Politik ihre Berechtigung, die staatliche
Verantwortung mit einem Einsatz für eine
gerechte Verteilung in der Gesellschaft kop-
pelt, ohne die zentralen Frage der Wert-
schöpfung aus dem Blick zu nehmen. Dazu
ist die angebotsorientierte Politik der letzten
Jahrzehnte allerdings alles andere als angetan.

Mikfeld stellt klar, dass Müller und andere
ihr staatsfixiertes Sicherheitsversprechen
nicht in ein politisches Modernisierungspro-
gramm einfügen. Kurz: Ebenso wenig wie
Schröder und die Autoren des aktuellen
SPD-Programmentwurfes verfügen auch
Müller, Lafontaine und Co. über keine kom-
plexe Vorstellung eines »New Deal«, der die
Individualisierung der Lebensstile und das
Verlangen nach mehr Selbstbestimmung ei-
nerseits und das Schutzinteresse gegenüber
dem Wohlfahrtsstaat vor einem ökonomi-
stisch-juvenilen Neoliberalismus anderer-
seits in Übereinstimmung bringen kann.

Ein solches Arbeitsprogramm zur Ent-
wicklung radikalreformerischer Politik muss
demnach Fragen nach den Perspektiven von
Staatlichkeit und öffentlichem Eigentum,
von Makroökonomie im Finanzmarktkapita-
lismus und vorsorgendem Sozialstaat in den
Mittelpunkt stellen.

W ie kann eine Debatte weitergeführt
werden, die in wichtigen Teilen
darin besteht, den jeweils anderen
vorzuführen und die Missver-

ständnisse wieder auszuräumen, die kurz zu-
vor produziert worden sind? Eine Möglich-
keit soll hier erprobt werden: nach den Ge-
meinsamkeiten schauen. Und die sind so
groß, dass es den Beteiligten vermutlich
schon peinlich ist.

Der erste Punkt: Mikfeld und Müller sind
beide für eine Wirtschaftspolitik, welche die
Nachfrage fördert, aber auch das Angebot,
also die Kapitalseite. Es handelt sich dennoch
nicht um ein Entweder-Oder, nicht um die
Frage, »ob die Linke eine angebotsorientier-
te Wirtschaftspolitik betreibt, sondern wel-
che« (Mikfeld). Vermutlich sind beide schnell
dafür zu gewinnen, dass a) vorrangig klein-
und mittelständische Unternehmen und kei-
ne Großkonzerne gefördert werden sollen
und dass b) der Staat, wenn er die Nachfrage-
oder Angebotsseite fördert, kein Interesse
mehr daran haben kann, ein Wachstum um
jeden Preis zu fördern, das im Zweifel Natur
und Umwelt schadet.

Der zweite Punkt: der Streit über die Ver-
gangenheit. Mikfeld wird Müller sicher nicht
widersprechen, wenn dieser auf die Erfolge
staatlicher Nachfrage-Politik in den siebziger
Jahren verweist. Diese Erfolge gab es – heute
ist die Frage: Lassen sich mit den Methoden
von damals auch die damaligen Erfolge wie-
derholen? Mikfeld sagt nein. Auch Müller
wird heute nicht behaupten, dass allgemeine
Maßnahmen, um die Massenkaufkraft zu
stärken, viel bewirken. Denn sein Parade-
Beispiel, das damals
nachweislich Erfolg
hatte und auch heute
haben kann, ist kein
teures Konjunktur-
Programm, sondern
das Ende der Siebzi-
ger von der Regierung Schmidt aufgelegte
Zukunfts-Investitions-Programm (ZIP), mit
dem der Staat systematisch indirekt und di-
rekt Investitionen finanzierte.

Der dritte Punkt: der Streit um den Sozial-
staat. Vorsorge, Umbau – ist das alles per se
neoliberal? Ein wesentliches Element dieses
Konzepts: Menschen sollen umfassender als
heute die Chance haben, sich zu bilden und
weiterzubilden. Sie sollen durch Bildung in
die Lage versetzt werden, sich selbst besser
orientieren und behaupten zu können. Was
ist an diesem Teil des Konzeptes neoliberal?
Den Sozialstaat in diese Richtung umzubau-
en, das nimmt eine Kritik auf, die von links
stammt. Jürgen Habermas hat bereits in den
achtziger Jahren neben den großen Erfolgen
des Sozialstaates auch auf seinen »Fehl-
schlag« hingewiesen: Er habe, in dem
Bemühen Menschen zu helfen, rechtlich-ad-
ministrative Mittel hervorgebracht, die zu
Bürokratie und eingeschränkter persönlicher
Freiheit geführt hätten. Ein Punkt, den Mik-
feld anspricht und den Joachim Bischoff in

seiner Replik ausdrücklich anerkennt, wenn
er sagt: »Gewiss, der Rückzug auf eine de-
fensive Politik der reinen Verteidigung des
Sozialstaates wäre unrealistisch. Das hieße
nicht nur, seine immanenten Widersprüche,
sondern auch die Entwicklung von Individu-
alität sowie des Anspruchs auf Selbstbestim-
mung und Partizipation zu ignorieren.«

Übrigens, der Streit ist so spannend, der
braucht keine Papp-Kameraden. Der saarlän-
dische SPD-Chef Heiko Maas behauptet
etwa, Oskar Lafontaine wolle im Energiesek-
tor alles verstaatlichen, und Mikfeld referiert,
Lafontaine wolle »zurück zu Staatsmonopo-
len in netzgebundenen Wirtschaftszweigen«.
Doch will Lafontaine große Teile der Ener-
gieversorgung kommunalisieren. Etwas völlig
anderes als Verstaatlichung und sehr sinnvoll.

Die bisherige Freitag-Debatte wäre noch
spannender, würden die Fragen ernst genom-
men, die der jeweils andere anspricht. Es
könnte politisch ertragreich sein, wenn die
SPD-Linke (Albrecht Müller und Benjamin
Mikfeld) untereinander und die fortschrittli-
chen Teile der LINKEN und anderer Partei-
en das Gemeinsame beachten und zwei, drei
Themen heraus destillieren, die sie gemein-
sam gesellschaftlich »durchsetzen«. So wie es
ver.di mit einer intelligenten und hartnäcki-
gen Kampagne gelungen ist, den momentan
Regierenden das Thema Mindestlohn nicht
zu schenken.

Vorschlag: Alle machen sich das Thema
Bahn AG zu eigen. Eine gesellschaftliche Be-
wegung gegen den Versuch, die Bahn zu pri-
vatisieren. Versuchen, am Beispiel dieses Pri-
vatisierungs-Vorhabens ein Denken zu bre-

chen, das volkswirt-
schaftliche Vernunft
zurückstellt, statt des-
sen rein betriebswirt-
schaftlichen Kriterien
Vorfahrt einräumt und
zwangsläufig in diesem

Privatisierungs-Wahn endet. Das Beispiel
Bahn bietet sich an: Es gibt auf der einen Sei-
te das Fiasko mit der privatisierten Bahn in
England, auf der anderen die geradezu vor-
bildlich öffentlich organisierte Bahn in der
Schweiz. Es geht um einen Kernbereich an
öffentlicher Infrastruktur und die Frage, ob
erneut öffentliches Eigentum verschleudert
werden soll. Und es handelt sich um einen
Präzedenzfall: Kann Privatisierungspolitik
an dieser entscheidenden Stelle gestoppt
werden? Und: Es geht in diesem Fall um ei-
nen Kampf, der Erfolg haben kann und nicht
von vornherein mit einer politische Depres-
sion verbreitenden Niederlage zu enden
droht.

Ein solches Projekt wäre ganz anders als
ein weiterer Schlagabtausch mit Vorwürfen
im Schlepptau, die sich erst nach mühevoller
Kommunikation als Missverständnisse ent-
puppen und trotzdem persönliche Verlet-
zungen zurücklassen, aber dieses Projekt
ließe sich vorzüglich mit dem einen wie dem
anderen kombinieren. ■

Betrachtet man Untersuchungen von Al-
lensbach, der Friedrich-Ebert-Stiftung und
anderen, so ist feststellbar, dass sich die
Mehrheit der Bevölkerung auch künftig ei-
nen starken und handlungsfähigen öffentli-
chen Sektor wünscht, der Einfluss auf die ge-
sellschaftlichen Entwicklungen nehmen
kann. Mit den Worten von Ortwin Runde
(SPD): »Die Menschen haben ein feines Ge-
spür dafür, dass sich hinter den Parolen vom
schlanken Staat ein schwacher Staat verbirgt,
der nicht mehr in der Lage ist, für den sozia-
len Zusammenhalt der Gesellschaft zu sor-
gen.« 

Statt also über Staatlichkeit der Siebziger zu
debattieren, geht es um Rückgewinnung von
öffentlicher Gestaltungsfähigkeit. Eine sol-
che öffentliche Regulation setzt nicht allein
auf den Staat, sondern geht von einem Ver-
ständnis aus, dass Freiheit und Gleichheit –
zusammengefasst im Begriff der Solidarität –
eine staatliche und eine gesellschaftliche Auf-
gabe zugleich sind.

Dass es sich dabei nicht um eine theoreti-
sche Hoffnung linker Grundsatzpapiere han-
delt, verdeutlichen die Debatte um die Re-
Kommunalisierung vormals öffentlicher Un-
ternehmen, die Kritik an der geplanten Bahn-
Privatisierung und das Bedürfnis, Unterneh-
men der Daseinsvorsorge in öffentlicher
Hand zu behalten. Der rot-rote Senat in Ber-
lin etwa hat weitere Privatisierungen per Ko-
alitionsvertrag ausgeschlossen. Mittlerweile
wird in den Kommunen jedoch parteiüber-
greifend thematisiert, wo und auf welchen
Feldern die öffentliche Hand künftig wieder
gestaltend tätig werden soll. Diese neue Form
der Regulation kann keine Rolle rückwärts in
die frühere Globalsteuerung sein, und sie
sollte aus linker Sicht von den autoritär-nor-
mierenden Tendenzen des deutschen Sozial-
staats Abschied nehmen.

Abschied von den autoritär-normierenden
Tendenzen des deutschen Sozialstaats
Auch in der neuen Regulation lassen sich So-
zial- und Finanzpolitik nicht getrennt disku-
tieren. Beide sind nach Ortwin Runde »dar-
auf angewiesen, dass eine dynamische Öko-
nomie die Ressourcen bereitstellt. Grundla-
ge für eine dynamische Wirtschaft ist eine
moderne, funktionsfähige öffentliche Infra-
struktur, die wiederum von den Möglichkei-
ten einer ausgewogenen öffentlichen Fi-
nanzwirtschaft abhängt.« Die Ausgewogen-
heit der öffentlichen Finanzwirtschaft setzt
eine makro-ökonomische Erweiterung des
auf Betriebswirtschaft reduzierten Verständ-
nisses von Finanzmärkten voraus. 

Häufig wird behauptet, die Finanzmärkte
wären unreguliert. Das ist falsch, denn sie
folgen einem globalen Ordnungsrahmen,
der auf kurzfristige Renditen orientiert.
Neue Regulation setzt darauf, die Investiti-
onsfunktion der Finanzmärkte zu nutzen
und deren räuberische Kurzfristigkeit zu be-
enden. Dazu bedarf es zwangsläufig einer
über die Begrenztheit des Nationalstaates
hinausgehenden, mindestens europäischen
Zusammenarbeit. Die strategische Dimensi-
on eines glaubwürdigen europäischen So-
zialmodells wird an der gescheiterten EU-
Verfassung deutlich. Hätte es mehr Vertrau-
en darin gegeben, dass die EU auch die so-
ziale Sicherheit der Menschen gewährleistet,
hätten es die nationalstaatlich fixierten Kri-
tiker deutlich schwerer gehabt.

Fazit: Ein neues Crossover ist erforderlich,
weil SPD, Grüne und die LINKE der Frage
ausgesetzt sind, warum rechnerische Mehr-
heiten politisch handlungsunfähig sind, ja
nicht einmal als Drohpotenzial in Verhand-
lungen um eine große Koalition wirksam
werden. Solange dabei aber politisch-takti-
sche Farbenspiele und nicht inhaltliche De-
batten über radikalreformerische Politik im
Zentrum stehen, ist die Debatte ein mediales
Ablenkungsmanöver vor den wirklichen
Herausforderungen der Linken. Die Debatte
kann letztlich aber nur entfacht werden,
wenn SPD und Linkspartei sowie die Grünen
aufhören, die Brücken zueinander abzubre-
chen. Dazu wird es erforderlich sein, dass die
Beteiligten die Begrenztheit – und damit Er-
gänzungsbedürftigkeit – ihres jeweiligen Ge-
staltungsanspruchs erkennen. ■

In unserer Debatte über die Zukunft des Sozial-
staates hatte Ex-Juso-Vorsitzender Benjamin
Mikfeld (Freitag 32/07) gefragt, wie es dem
»postfordistischen Kapitalismus« gelungen sei,
mehrheitsfähig zu werden. WASG-Mitbegründer
Joachim Bischoff nannte »eine defensive Politik
der reinen Verteidigung des Sozialstaates« un-
realistisch und setzte sich für dessen Erneue-

rung dank »reformierter verteilungspolitischer
Grundlagen«, indirekter Wirtschaftssteuerung
und eines demokratischen Aufbruchs ein. In die-
ser Ausgabe äußern sich Juso-Chef Björn Böh-
ning und Benjamin Hoff (LINKE), Staatssekretär
für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz
im Berliner Senat, mit einem gemeinsamen Text
sowie der Journalist Wolfgang Storz.

Wolfgang Storz

Schlagabtausch mit
Pappkameraden
SCHNITTSTELLEN ■  Die Gemeinsamkeiten zwischen Albrecht Müller
und Benjamin Mikfeld sind vermutlich größer, als es den Anschein hat 

Diese Debatte wäre noch spannender,
würden die Fragen ernst genommen,
die der jeweils andere anspricht
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